
Antifa heißt CDU wählen? What
the fuck?!
Peter Böttcher

Es gibt Tage, an denen Linke „verkehrte Welt“ zu spielen scheinen. Zum
Beispiel, wenn sie staatliche Repression gegen andere Linke befürworten und
bei  Hausdurchsuchungen  bei  vermeintlichen  Mitgliedern  unliebsamer
Gruppen ganz unverhohlen ihre  Schadenfreude äußern.  Oder  aber  eben,
wenn sie sogar zur Wahl von CDU-Kandidaten aufrufen. So heißt es in einem
Tweet der Linksjugend Görlitz (Ostsachsen) vom 15.06.2019: ,,Antifa heißt
CDU wählen, jedenfalls in #Görlitz“. Hintergrund dessen war die am 16.06.
stattgefundene Stichwahl  zum Oberbürgermeister  (OB)  in  Görlitz.  Görlitz
liegt an der polnischen Grenze und ist eine von vielen sächsischen Städten, in
denen die AfD zur Kommunalwahl die meisten Stimmen erhielt.  Der OB-
Kandidat der AfD für Görlitz, Sebastian Wippel, erzielte im ersten Durchgang
36,4%.  Der  CDU-Kandidat  Octavian  Ursu kam im ersten  Wahldurchgang
Ende Mai auf gerade mal 30,3% der Stimmen. Der Grund für den Tweet der
Linksjugend  Görlitz  war  also  die  Angst  davor,  dass  die  Stadt  beinahe
bundesweit die erste geworden wäre, in der die AfD den Oberbürgermeister
stellt. Franziska Schubert (Grüne) und Jana Lübeck (DIE LINKE) haben auf
eine  eigenständige  Kandidatur  in  der  zweiten  Runde  verzichtet  und
stattdessen zur Wahl von Octavian Ursu von der CDU aufgerufen. Somit
standen sich zur finalen Stichwahl nur ein Kandidat der CDU und der AfD
gegenüber. Neben den Parteien DIE LINKE und den Grünen riefen auch die
SPD und Görlitzer Wählerbündnisse zur Wahl des CDU-Kandidaten Octavian
Ursu auf. Die finale Stichwahl war sehr knapp und bis zuletzt ein Kopf-an-
Kopf Rennen. Jedoch konnte sich Octavian Ursu mit 55,2% der Stimmen
knapp gegen den AfD-Kandidaten Sebastian Wippel durchsetzen 44,8%. Das
heißt, ein (Wahl-)Bündnis über alle Parteien hinweg hat letztlich den Sieg
eines rechtspopulistischen OB-Kandidaten verhindert.

Als Linke CDU wählen – wirklich alternativlos?
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LINKE- Politiker Mirko Schulze schrieb: ,,Ich habe es getan, zum ersten Mal
in  meinem Leben  CDU gewählt,  kein  gutes  Gefühl,  aber  heute  wirklich
alternativlos“. Doch ist der Aufruf zur Wahl eines CDU-Politikers durch eine
linke Partei und ihren Jugendverband tatsächlich alternativlos? Wir sollten
nicht vergessen, dass es die CDU war, die durch ihre neoliberale Politik,
durch Sozialkürzungen, sogenannte „Sparmaßnahmen“, die Ausweitung von
prekären Beschäftigungsverhältnissen wie Leih- und Teilzeitarbeit und eine
Anpassung an die Programmatik der Rechtspopulist_Innen erst der AfD in die
Hände gespielt hat. Auch ist es die CDU, die mit ihrer Politik maßgeblich für
den  Ausverkauf  der  ehemaligen  DDR,  für  die  massive  Vernichtung  von
Arbeitsplätzen und auch für die krassen Lohnunterschiede zwischen Ost und
West verantwortlich ist. Die CDU ist also selbst Teil des Problems und eben
keine Alternative. Ihre neoliberale Politik ist der Heizkessel des Siegeszuges
der AfD, ihre rassistische Rhetorik kaum von jener der Rechtspopulist_Innen
zu  unterscheiden  und  ihre  Umsetzung  von  Forderungen  der  AfD  und
Verabschiedung rassistischer Gesetze bestätigt lediglich weiter die rechten
Wähler_Innen. Eine Partei, die für die Abschiebung tausender Geflüchteter,
für Repression gegen Linke, für eine unsoziale Politik und die Abwälzung der
Krisenlasten auf die Lohnabhängigen, für die Verschärfung der Asylgesetze
und Verabschiedung von autoritären Polizeigesetzen verantwortlich ist, sollte
eigentlich von Linken nicht durch eine Wahlempfehlung gewürdigt werden.
Eine solche Partei muss bekämpft statt gewählt werden.

Warum gibt es kein kleineres Übel?

Die Argumentation der Görlitzer Genoss_Innen ist: Die CDU sei übel, aber
immerhin ein kleineres Übel als die AfD. Es stimmt zwar, dass die AfD in
vielen Punkten die CDU an Ekelhaftigkeit noch überbietet, allerdings ist es
dennoch ein Trugschluss, daraufhin für die Wahl der CDU aufzurufen. Um
das zu verstehen ist es notwendig in Kategorien von Klassen zu denken.
(FUSSNOTE:  Andersherum  ist  es  ebenso  notwendig  sich  von  diesen
Kategorien  zu  verabschieden,  um  die  CDU  zu  wählen) .  Die
Arbeiter_Innenklasse ist das revolutionäre Subjekt im Kapitalismus, unsere
Aufgabe muss es sein, sie zu organisieren, um den Sturz des kapitalistischen
Systems zu erreichen. Aus verschiedenen Gründen ist das Bewusstsein der



Arbeiter_Innen  allerdings  aktuell  weit  davon  entfernt,  stattdessen
unterstützen  auch  viele  Arbeiter_Innen  die  AfD.  Einer  der  wichtigsten
Gründe dafür ist aber, dass die „linken“ Arbeiter_Innenorganisationen wie
SPD  und  LINKE  es  eben  nicht  geschafft  haben,  die  richtigen
Handlungsvorschläge  an  die  Arbeiter_innen  zu  formulieren,  sondern
stattdessen einen Verrat an den Interessen der Arbeiter_Innenklasse nach
dem anderen begangen haben. Jetzt jeglichen Inhalt völlig fallen zu lassen
und sich der CDU, also einer Partei, die ganz klar den Klassenstandpunkt der
Bourgeoisie vertritt, unterzuordnen, ist also das genaue Gegenteil von dem,
was notwendig wäre, um das Vertrauen der Klasse zurückzugewinnen. Die
CDU sagt Danke und holt morgen zur nächsten Repression gegen Linke und
zu sozialen Angriffen auf Arbeiter_Innen aus.

Alternative

Stattdessen  hätte  die  LINKE  die  eigene  Kandidatur  aufrecht  erhalten
müssen,  auch wenn sie die Wahl verloren hätte.  Sie hätte zur Wahl der
LINKEN gegen die AfD aufrufen und unter einem klaren Programm, dass die
drängendsten  Probleme  aufgreift,  mobilisieren  müssen.  Ein  solches
Programm fordern wir von ihr auch zur kommenden Landtagswahl, wobei wir
zur  kritischen  Wahlunterstützung  der  LINKEN  aufrufen.  Doch  durchs
Kreuzchensetzen  allein  wird  sich  der  Rechtsruck  nicht  aufhalten  lassen.

Nur durch den gemeinsamen Widerstand von Arbeiter_Innenorganisationen,
LINKE,  SPD,  linken  Gruppen  und  den  Gewerkschaften  gegen  den
Rechtsruck, Rassismus & die AfD, aber auch gegen die unsoziale, neoliberale
und oftmals nicht minder rassistische Politik der Regierung ist das möglich.

Es braucht dafür Aktionskomitees in Betrieben, Schulen und Unis sowie eine
Aktionskonferenz,  auf  welcher  der  antirassistische  Kampf  verstetigt  und
koordiniert  werden  kann.  Wir  von  REVOLUTION  haben  einen  Anfang
gemacht  und am 28.06.  in  Dresden einen Schulstreik  unter  dem Slogan
„‚Fridays  Against  Racism  –  Schulstreik  gegen  Rassismus,  Sexismus,
Neoliberalismus  &  Umweltzerstörung“  organisiert  und  gezeigt,  was
Antifaschismus heißt: nämlich konsequenter Kampf auf der Straße gegen den
Rechtsruck  und  den  Kapitalismus!  Dafür  kämpfen  wir  auch  auf  der



#unteilbar Demo in Dresden am 24. August in Dresden – schließ dich uns an!

Fridays for Future: Wie können
wir gewinnen?
Lars Keller

29.07.2019

Nach rund einem halben Jahr Fridays for Future in Deutschland sind wir
nicht mehr wegzudenken! Trotz allem Gelaber von wegen wir sollen das mit
der Energiewende „den Profis“ überlassen, trotz diverser Drohungen von
Schulleitungen  und  Kultusministerien,  trotz  aller  Angriffe  die  wir  uns
anhören müssen,  bloß weil  man ein  „total  stromfressendes  Smartphone“
nutzt.

In  Aachen  waren  wir  am 21.06  beim ersten  gemeinsamen europäischen
Klimastreik mit rund 40.000 auf der Straße – der bisher größte Erfolg. Einen
Tag  später  trugen  wir  unseren  Protest  direkt  vor  die  Haustür  des
Rheinischen  Braunkohlereviers  –  der  größten  CO²  Schleuder  Europas.
Zusammen  mit  einem  Teil  von  Ende  Gelände  liefen  wir  am  Tagebau
Garzweiler II entlang ins von den Baggern bedrohte Keyenberg. Es gab sogar
schon Streiks die über den wöchentlichen Freitagstermin hinausgingen und
einige Tage andauerten!

Aus der Bundespolitik erreicht uns angesichts der Mobilisierungserfolge von
Fridays for Future nicht nur Kritik – von LINKE über Grüne und sogar bis hin
zur CSU erreichen uns Komplimente von Berufspolitiker_Innen für  unser
„tolles  Engangement“  und  „Interesse  an  Politik“.  Aber  dieses  ganze
Geschwätz bringt uns nichts für unsere Zukunft. Das erkennen viele von uns.
Immerhin  ist  die  Untätigkeit  dieser  parlamentarischen  Schwätzer_Innen
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etwas ernsthaftes gegen die Zerstörung unseres Planten und Klimas zu tun
überhaupt erst der Grund, warum wir zu Tausenden auf die Straße gehen!

Diese Untätigkeit trifft auf alle Parteien im Bundestag zu. Die AfD macht es
sich am einfachsten und leugnet den menschlichen Einfluss auf das Klima.
Aber auch die anderen Parteien kommen nicht gut weg: Die Linke und SPD
haben in Brandenburg dem Ausbau des Tagebaus Welzow zugestimmt, die
Grünen die Abholzung des Hambacher Forstes abgesegnet und das unsinnige
Stuttgart  21  unterstützt,  die  FDP  und  CDU  erst  den  Ausstieg  aus  der
Atomkraft zurückgenommen um dann nach dem Unfall von Fukushima das
Ganze doch wieder  umzudrehen.  Außerdem beteiligten sich Grüne,  SPD,
CDU  und  FDP  an  dem  faulen  Kohlekompromiss  (Ausstieg  aus  der
Braunkohleverstromung erst 2038) – genauso wie die NGOs Greenpeace und
BUND übrigens auch.

Was brauchen wir jetzt?

Viele  in  Fridays  for  Future  stellen  sich  die  Frage,  wie  die  Bewegung
weiterkommen  und  siegen  kann  –  so  auch  wir.  Doch  was  wollen  wir
überhaupt erreichen? Bundesweit tritt Fridays for Future für die Einhaltung
des 1,5 Grad Zieles, Ausstieg aus der Kohle bis 2030 sowie Nettonull bis
2035 ein. Einige lokale Gruppen, wie z.B. Frankfurt am Main gehen bereits
darüber hinaus und fordern die Gemeinden und Kommunen zum konkreteren
Handeln auf. Es zeigt sich: Viele von uns geben sich nicht mit den wenigen
bundesweiten Punkten von Fridays for  Future zufrieden und treiben den
Kampf auf lokaler Ebene weiter.

Weit verbreitet ist dabei das Mittel des „Klimanotstandes“. Derzeit läuft eine
Petition  diesen  bundesweit  durchzusetzten.  Ziel  ist,  Kommunen  dazu  zu
verpflichten, aktiv gegen den Klimawandel vorzugehen. Wir finden, dass das
ein nettes Symbol ist,  das aber noch viel weiter getrieben werden muss!
Wenn  Konzerne  trotz  aller  Mahnungen  nicht  bereit  sind,  aus  der
Braunkohleverstromung  auszusteigen,  Banken  weiter  in  Klimakiller
investieren  oder  Industrien  weiter  Verbrennungsmotoren  bauen,  dann
müssen wir die Chefetagen leider austauschen – und zwar durch wähl- und
abwählbare  Komitees  aus  den  Arbeiter_innen  und  Wissenschaftler_innen



(sowas nennt man auch Enteignung und Kollektivierung).

Das  wäre  die  logische  Konsequenz  eines  Klimanotstandes.  Wenn für  die
Reichen der Profit über dem Klima steht, dann müssen wir halt dafür sorgen,
dass  das  Klima  Vorrang  bekommt!  Nur  so  kann  eine  ökologische
Umstrukturierung der Gesellschaft erfolgen: Wir nehmen den Profit und das
Kapital  der  Konzerne  und  Industrien  und  kontrollieren  demokratisch
zusammen mit den Arbeiter_Innen dieser Industrien, wie damit zum Beispiel
die schnellstmögliche Energie- und Verkehrswende erfolgen und finanziert
werden kann.

Das  sehen  leider  viele  Aktivist_innen  in  unserer  Bewegung  nicht  so.  In
Aachen zeichnete sich allerdings auch eine Polarisierung in der Bewegung
ab. Neben dem Pol um die Partei die Grünen, BUND, Greenpeace, campact
usw. gab es auch einen sichtbaren antikapitalistischen Pol. Wir als eine der
antikapitalistischen  Kräfte  hielten  einige  Workshops  ab  und  diskutierten
dabei  auch  die  Frage  von  Revolution  und  Sozialismus  als  Lösung  der
Klimakrise.  Es  gab  dabei  viele  Kritiken  an  unserer  Position,  aber  auch
Zustimmung.  Bedeutend  war  aber  nicht  bloß  der  Inhalt  der  Diskussion,
sondern auch die Diskussion selbst. Wir denken, dass eine lebendige, breite
Diskussion um die politische Ausrichtung der Bewegung entscheidend für
das Weiterkommen von Fridays for Future ist. So kann die Bewegung in der
Basis  verbreitert  werden,  sich  gegen  politische  Angriffe  rüsten  und  für
Diskussionen mit Arbeiter_Innen und Gewerkschaften aufstellen.

Um‘s konkret zu machen: Wir sind dafür, dass Debatten und Abstimmungen
nicht bloß auf Ortsgruppen oder Plena beschränkt sind, sondern bereits auf
den Kundgebungen und Demos oder unmittelbar danach in Versammlungen
stattfinden. Dort sollten auch die bundesweiten Delegierten gewählt werden,
die wöchentlich gegenüber der gesamten Bewegung Bericht erstatten, was
läuft  und umgekehrt  die  Bewegung die  Möglichkeit  hat,  wöchentlich die
Delegierten neu zu bestimmen. Das schließt auch mit ein, dass transparent
offengelegt wird, ob die Delegierten auch in NGO‘s, Organisationen oder
Parteien  aktiv  sind.  So  bekommt  auch  die  Führung  einen  demokratisch
legitimierten  Charakter  und  wird  rechenschaftspflichtig  gegenüber  einer
breiten Basis.



Auch  braucht  es  bei  der  gegenwärtigen  Bewegungsdynamik  häufigere,
regelmäßige bundesweite Konferenzen, die für alle sozialen Hintergründe
von Schüler_Innen bezahlbar sind. Wenn bei Fridays for Future tausende auf
die Straße gehen und Massenaktionen wie in Aachen durchgeführt werden,
so  bringt  das  auch  eine  hohe  Arbeitsbelastung  für  führende,  anleitende
Aktivist_Innen mit.

Bisweilen zogen sich manche auch aufgrund von Überlastung raus. Auch hier
schafft  eine verbreiterte Demokratie und Debatte Abhilfe und zieht mehr
Aktivist_Innen in die Aufgaben. Wöchentliche Abstimmungen, Berichte und
Aufgabenverteilungen an die gesamte Bewegung können dafür sorgen, dass
viel besser auf die Dynamik der Bewegung reagiert werden kann.

Wir müssen uns auch überlegen, wie wir auf vermehrte Drohungen über
Bußgelder und Strafen von Schulleitungen und Kultusministerien antworten
wollen.  Auch  hier  liegt  für  uns  die  Lösung  in  einer  möglichst  breiten
Verankerung der Bewegung auch in den Schulen selbst. Streikkomitees an
Schulen können vor Ort Aktionen gegen Angriffe vom Direx durchführen.
Wenn  die  Schulleitung  unbedingt  Fächer  unterrichten  will,  die  es  nur
Freitags gibt, dann zwingen wir sie halt dazu, dass Fach wann anders zu
machen.

Kurz  gesagt:  Wenn  sich  10.000  statt  500  lokal  an  Fridays  for  Future
beteiligen,  gibt‘s  auch  mehr  Leute,  die  was  machen,  diskutieren  und
vorantreiben wollen. Eben das muss sich in der Führung einer Bewegung
widerspiegeln und kann auch nicht durch WhatsApp und Telegram ersetzt
werden – für diese virtuellen Gruppen haben nicht alle dieselben Ressourcen
und eine strukturierte Diskussion ist wegen mehreren Themen gleichzeitig
oft unmöglich.

Globaler Klimastreik – aber wie?

Der nächste große Mobilisierungsschwerpunkt für Fridays for Future ist der
Globale Klimastreik am 27. September. Das bietet aus unserer Sicht gleich
drei positive Möglichkeiten für die Bewegung:

Erstens, weil der Klimawandel ein globales Phänomen ist und daher nicht in



einem Land  isoliert  bekämpft  werden  kann.  Das  ist  uns  allen  natürlich
bekannt.

Zweitens ist der Klimawandel aber nicht bloß ein weltweites Problem, er
hängt auch unmittelbar mit Rassismus zusammen. Warum ist das so? Nun,
wenn  zum  Beispiel  Menschen  aus  der  Subsahara  wegen  Dürre  fliehen
müssen und dann auf die Festung Europa treffen, dann ist das Rassismus.
Wenn umgekehrt reiche Länder – wir würden sagen imperialistische Länder –
Produktionen  in  arme  Länder  (Halbkolonien)  auslagern,  Müll  dorthin
exportieren, Raubbau an den dortigen Ressourcen betreiben, dann verschärft
das wiederum umgekehrt die dortigen schlechten Lebensverhältnisse.

Deshalb  müssen  wir  den  Kampf  gegen  die  Klimakatastrophe  mit  einem
Kampf  gegen  Rassismus  verbinden  und  ganz  klar  sagen:  Grenzen  auf!
Klimawandel  ist  eine  Fluchtursache!  Zwangsläufig  muss  auch  das  ein
internationaler Kampf sein um z.B. bessere Lebensverhältnisse und gegen
Überausbeutung in der halbkolonialen Welt. Hierbei stehen uns wieder jene
Konzerne entgegen,  die  von der  Überausbeutung profitieren –  auch hier
sagen wir: Enteignung der Konzerne, Kontrolle der Arbeiter_Innen über die
Produktion  und  weltweiter,  demokratische  Plan  zum  Aufbau  der  armen
Länder  in  Verbindung  mit  einem  Notprogramm  gegen  die  ökologische
Katastrophe.

Drittens  ist  der  Aufruf  zum  globalen  Klimastreik  ein  Aufruf  zu  einem
Generalstreik. Der umfasst nicht bloß Schüler_Innen, sondern vor allem auch
die, die all den Reichtum der Gesellschaft produzieren: Die Arbeiter_Innen.
Der Klimawandel betrifft uns alle und zusammen können wir einfach mehr
Druck ausüben. Zum Beispiel haben doch auch viele Lehrer_innen bereits
gesagt, dass sie unsere Proteste unterstützenswert finden, doch was wäre,
wenn  unsere  Lehrer_innen,  Sozialarbeiter_innen,  Sonderpädagog_innen,
Erzieher_innen  und  Bibliothekar_innen  nicht  mündlich  solidarisch  sind,
sondern selber streiken? Dafür muss die Bildungsgewerkschaft GEW sie zum
Streik aufrufen. Auch die Gesundheitsberufe sind betroffen, denn mit der
globalen Erderwärmung wird eine riesige Welle von medizinischen Notfällen
auf Sie zukommen. Die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di rufen wir deshalb
ebenso zum Streik auf wie alle anderen Gewerkschaften.



Nun  stellt  sich  die  Frage,  wie  können  wir  Arbeiter_Innen  und  ihre
Organisationen für den globalen Streik gewinnen? Ein erster Schritt ist ein
Aufruf einiger Linken in den Gewerkschaften, den Streik zu unterstützen. Wir
können  versuchen,  ihn  möglichst  weit  zu  streuen  und  an  lokale
Gewerkschaftsinitiativen oder Büros zu versenden. Aber das allein wird nicht
reichen. In Deutschland sind politische Streiks (also Streiks, die nicht direkt
was mit Löhnen oder Arbeitszeit zu tun haben) illegal und die Führungen der
Gewerkschaften sind viel  zu feige dagegen anzukämpfen.  Sie  werden im
Gegenteil versuchen, die Arbeiter_Innen vom Streik abzuhalten.

Auch die Arbeiter_Innen stehen uns teilweise feindlich gegenüber. Gerade
die in der Kohleindustrie oder der Automobilbranche fragen natürlich: Wie
behalte ich bei  der Energiewende mein Einkommen. Da bringt‘s  uns nix
einfach zu rufen: „Es gibt kein Recht auf Kohlebagger fahren!“. Wir müssen
uns im Gegenteil darüber klar werden, dass der schnellstmögliche Ausstieg
aus der Braunkohle nur durch die Arbeiter_Innen passieren kann, wir allein
als Schüler_Innen besitzen dafür leider nicht die Macht. Deswegen: Warum
nicht  mal  eine  Freitagskundgebung  vor  einem  Braunkohlemeiler,  einer
Autofabrik oder einem Busdepot machen und die Diskussion suchen? Dabei
müssen wir klar machen, dass wir die Bosse für die Energiewende zahlen
lassen  wollen  und  dass  eine  von  den  Beschäftigten  selbst  bestimmte
Umstrukturierung der Produktion stattfinden soll. Oder warum nicht mal zu
den Gewerkschaften gehen und sie auffordern, den Klimastreik einfach zu
unterstützen und auf das eingeschränkte Streikrecht zu scheißen? Es gibt
hierbei keine Garantie auf Erfolg, aber wir glauben, dass für Fridays for
Futures  eigene  Zukunft  als  Bewegung  entscheidend  sein  wird,  von  der
Schüler_Innenbewegung  zu  einer  Bewegung  der  Arbeitenden  und
Jugendlichen global zu werden. Also müssen wir zumindest probieren, die
offensten, radikalsten, jugendlichsten Teile der Arbeiter_Innen zu gewinnen.
Dass das möglich ist, beweisen die bereits jetzt schon vorhandenen Azubis
und Arbeiter_Innen, die sich solidarisch mit der Bewegung zeigen.

Wir  haben  hier  nur  einige  unserer  Gedanken  zu  Fridays  for  Future
zusammengestellt.  Wenn  ihr  Bock  habt  sie  mit  uns  zu  tiefergehend  zu
diskutieren, schreibt uns an! Wir kommen auch gern zu Eurer Fridays for



Future Aktion oder Ortsgruppe!

Iran-Krise:  Vor  einem  neuen
Krieg?
Jonathan Frühling

18.07.2019

Hintergrund der aktuellen Krise

Als Trump an die Regierung kam hat er den sogenannten „Iran-Deal“, der
eine atomare Aufrüstung des Iran verhindern sollte, aufgekündigt. Damit ist
im sogenannten „Nahen und Mittleren Osten“ ein alter Krisenherd wieder
neu  entflammt.  Die  USA hat  die  2015  aufgehobenen  Sanktionen  wieder
eingeführt und droht jedem Land ebenfalls mit Sanktionen, welches mit dem
Iran Handel treiben will.

Der Iran ist der USA seit 1979 ein Dorn im Auge, nachdem nämlich eine
religiöse Bewegung die USA-treue Regierung unter dem letzten iranischen
Shah hinwegfegte und eine islamische Republik errichtete. Bis heute ist das
rohstoffreiche Land mit einer jährlichen Wirtschaftsleistung von 430 Mrd.
US-Dollar  (BIP)  ein  regionaler  Machtfaktor,  der  den  US-Interessen
entgegensteht. Durch ein gezieltes Eingreifen in regionale Konflikte konnte
der  Iran mehr und mehr Einfluss  gewinnen,  sodass  sich die  bestehende
Ordnung im „Nahen Osten“ zu Ungunsten der USA verändern könnte. So hat
der  Iran  tausende  Soldaten  in  Syrien  stationiert,  die  das  mit  den  USA
verfeindete Assad-Regime im Krieg unterstützen und mit der libanesischen
Hisbollah zusammenarbeiten. Zudem unterstützt der Iran die Huthi-Rebellion
gegen das US-gestützte Regime von Hadi im Jemen. Auch der bis 2011 von
den USA besetzte Irak droht  Trump mehr und mehr außer Kontrolle  zu
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geraten. Gerade auch durch die „Popular Mobilization Forces“, die im Kampf
gegen den IS wiedergegründet wurden, kann der Iran im Irak an Einfluss
gewinnen. Mit seinen zahlreichen Öl- und Gasfeldern hat der Iran ferner
auch eine wichtige geostrategische Bedeutung: So könnte der Iran z.B. die
Meerenge von Hormus schließen, durch die ein Großteil des Öls aus der
gesamten Region abtransportiert wird.

Neue Blockbildung

Der  Iran  nervt  die  USA  aber  nicht  nur  wegen  seiner  regionalen
Interventionen sondern weil er auch zu den engen Verbündeten des größten
US-amerikanischen Konkurrenten zählt.  Denn schaut man auf die Import-
und Exportzahlen, zeigt sich ein reger Handelsaustausch zwischen dem Iran
und China.  27,4% der  Exporte  gehen  nach  China,  27,8% der  Einfuhren
kommen  daher.  Öl,  Gas  und  auch  die  Relevanz  des  Irans  in  Chinas
„Seidenstraßenprojekt“, also den Ausbau von Handelswegen, in den „Nahen
Osten“ und bis nach Europa, spielen dabei eine entscheidende Rolle. Gerade
jetzt  in  Zeiten  der  verschärften  Konkurrenz  zwischen  den  wichtigsten
imperialistischen Akteuren steigt deshalb auch der Druck. So kam es bereits
zu  einer  offiziellen  Warnung  an  die  USA  seitens  der  chinesischen  und
russischen Regierungen.

Der Iran wird damit also auch zum Schauplatz im Konflikt zwischen der USA
and England auf der einen und China und Russland auf der anderen Seite.
China  und  Russland  stellen  dabei  keinesfalls  „die  Guten“  dar.  Sie  sind
letztlich nur die andere Seite der imperialistischen Medaille. Das zeigt sich
auch daran, dass z.B. Russland ebenso bereit ist, ganze Länder für seine
Interessen zu zerstören,  wie man momentan in  Syrien sehen kann.  Eine
russische Militärintervention im Alleingang ist in diesem Konflikt allerdings
unwahrscheinlich,  weil  eine  ernstzunehmende  Intervention  wohl  die
schwachen wirtschaftlichen Kräfte Russlands übersteigen würde. Auch eine
chinesische Intervention scheint unwahrscheinlich, weil deren ganze Politik
und Propaganda momentan darauf ausgerichtet ist, auf „friedliche“ Weise
Imperialismus zu betreiben. Das heißt vor allem bilaterale Verträge (Verträge
nur zwischen zwei Ländern) und Investitionen.



Die EU agiert als dritter Player in diesem Game. Sie und insbesondere die
BRD waren eigentlich  Fans  des  „Iran-Deals“  und haben in  der  Zeit  der
Aussetzung  der  Sanktionen  auch  ordentlich  in  den  Iran  investiert.  Die
einseitige  Aufkündigung  des  Abkommens,  die  Wiedereinführung  von
Sanktionen und eine erneute Zuspitzung des Konfliktes passen ihr folglich
gar nicht in den Kragen. Um die US-Sanktionen zu umgehen und weiter mit
dem  Iran  Handel  treiben  zu  können,  hat  die  EU  hat  im  Januar  eine
Zahlungsmethode unter  dem Namen „Instex“  etabliert.  Die  europäischen
Konzerne  haben  nämlich  sowohl  ein  Interesse  daran,  das  iranische  Öl
auszubeuten, als auch den Iran als Absatzmarkt zu z.B. für Maschinen zu
nutzen. Dem Iran ist das bisherige Vorgehen der EU aber zu zaghaft, weil ihr
System den Handel mit Erdöl bisher nicht mit einschließt. Bis das passiert,
wird der Iran den Atom-Deal schrittweise missachten. Der erste Schritt ist
die höhere Anreicherung von Uran.

Die EU traut sich bisher nicht der USA mit ihrer geballten Handelskraft
entgegenzutreten.  Die Drohung der USA hohe Zölle  bei  der Einfuhr von
Autos aus der EU zu verlangen, dürfte dabei sicher eine entscheidende Rolle
gespielt haben. Ein aktives Eingreifen gegen die US-Kriegspläne, sofern sie
denn Realität werden, ist also nicht zu erwarten.

Ähnlich wie in der Ukraine zeigen sich auch in diesem wichtigen Konflikt die
unterschiedlichen Interessen innerhalb des sogenannten „Westens“. Wo die
USA  und  Westeuropa  früher  noch  gemeinsam  „die  westlichen  Werte
verteidigt  haben“,  gehen  die  Wirtschafts-  und  Militärinteressen  in  den
aktuellen  Krisenzeiten  wieder  weiter  auseinander  und  der  Block  könnte
daran zerbrechen.

Die aktuelle Lage

Jüngst dreht sich die Eskalationsspirale wieder schneller: Nachdem am 13.
Juni  zum  wiederholten  Male  Öltanker  unweit  der  Straße  von  Hormus
angegriffen wurden, beschuldigen sich beide Seiten des Vorfalls.  Um die
Frage zu klären, wer hinter den Angriffen steckt, sollte man sich überlegen,
wem die Angriffe nützen. Dabei ist es naheliegender, dass die USA oder einer
ihrer Verbündeten die Angriffe durchgeführt hat, um eine mögliche Invasion



zu  rechtfertigen.  Übrigens  hat  die  USA  eine  lange  Geschichte  von
gefälschten  Angriffen  auf  Boote,  um  Kriege  zu  rechtfertigen.  Eine
Provokation durch den Iran und damit ein Kräftemessen mit der gesamten
NATO käme für  den Iran einem Selbstmordkommando gleich.  Zumal  die
innenpolitische Situation im Iran äußert instabil ist und das Mullah-Regime
die Massen durch ein solches Kamikaze-Manöver nicht noch mehr gegen sich
aufbringen wollen kann.

Gut eine Woche später wurde eine US-amerikanische Drohne durch den Iran
abgeschossen.  Daraufhin planten die Hardliner in der US-Regierung,  wie
Außenminister  Pompeo  und  Sicherheitsberater  Bolton,  einen
Vergeltungsschlag, der von Trump kurz vorher abgeblasen wurde. Trump hat
jedoch 1000 zusätzliche Soldaten in die Region geschickt und die Sanktionen
weiter verschärft. Momentan spitzt sich die Krise von Tag zu Tag immer
weiter zu; Die Kriegsgefahr ist real!

Ein Krieg zwischen dem Iran und der USA und ihren Verbündeten (vor allem
Saudi Arabien, Israel und Vereinigte Arabische Emirate, ggf. auch England)
würde die gesamte Region ins Elend stürzen und könnte auch die gesamte
Weltwirtschaft in eine Krise stürzen, weil sich der Ölpreis massiv erhöhen
würde. Das Schicksal des Iraks soll hier ein Beispiel sein, welcher seit der
US-Invasion  2003  von  Bürgerkriegen,  Terror  und  wirtschaftlicher
Desorganisation geprägt ist. Zwar war der Irakkrieg (wie übrigens auch der
Afghanistan Krieg 2001) für die USA ein Desaster, jedoch hat sich gezeigt,
dass die USA bereit ist, riskante und zerstörerische Kriege zu führen.

Gemeinsam gegen Krieg!

Einen neuen Krieg gilt es unbedingt zu stoppen! Da sich die Regierungen für
irgendwelche Resolutionen und Beschlüsse  gerade in  Zeiten  verschärfter
internationaler  Konkurrenz  herzlich  wenig  interessieren  (wie  man
beispielsweise auch am Klimaabkommen sieht), können wir uns dabei nicht
auf die UNO verlassen. Wir müssen schon selber aktiv werden! Im Falle eines
Angriffes der USA müssen wir uns auf die Seite des Irans stellen, um weitere
Katastrophen wie im Irak- oder Afghanistankrieg zu verhindern. Gleichzeitig
ist natürlich auch das Mullah-Regime alles andere als eine fortschrittliche



Kraft. Deshalb müssen wir ebenso dafür eintreten, die Islamist_innen vom
Thron  zu  stoßen.  Das  heißt  aber  nicht  Regime-Change  mit  einem  pro-
amerikanischen Bürokraten  an  der  Spitze,  wie  es  sich  Trump wünschen
würde,  sondern  eine  demokratische  und  säkulare  Regierung  der
Lohnabhängigen  und  Bäuer_innen  aufzubauen.

Die  Streiks  im  öffentlichen  Sektor  in  Folge  der  Verschärfung  der  Krise
beweisen, dass auch dies ein mögliches Szenario ist. Letztes Jahr wurden wir
außerdem zu Zeug_innen einer gewaltigen Streik- und Protestbewegung im
Iran, die vor allem von der Jugend getragen wurde. Es gibt also millionen
Menschen, die die nationalistische Politik der iranischen Regierung ablehnen
und bereit sind, auch dagegen zu kämpfen. Die US-Sanktionen werden die
Kampfbereitschaft der Massen nur noch weiter anheizen. Die Arbeitslosigkeit
liegt bei 15,4 % und steigt weiter. Die Inflation betrug 2018 31,2% und wird
2019 wohl 37,2% betragen.

Auch hier müssen wir unsere Solidarität mit den Protesten im Iran gegen
eine US-Aggression praktisch machen. Selbst hier in Europa könnten wir
großen Druck auf die USA ausüben. Nicht nur mit Massendemonstrationen,
sondern auch mit direkten Aktionen gegen die amerikanischen Militärbasen
z.B. in Deutschland und natürlich mit politischen Streiks! Dabei kann die
Jugend, ähnlich wie im Iran, eine führende Rolle in den Protesten einnehmen.
Momentan zeigen hunderttausende junge Menschen innerhalb der Fridays-
for-Futures-Bewegung, dass sie bereit sind, sich für eine bessere Welt zu
organisieren. Für eine bessere Welt kämpfen heißt auch sich gegen Krieg
stark  zu  machen!  Außerdem zählen  militärische  Konflikte  global  zu  den
größten CO²-Verursachern. Unsere Stimmen gegen den Krieg müssen wir an
unsere Schulen, Unis, Betriebe und natürlich auf die Straßen tragen. Nur so
können wir der US-Aggression im Iran die Stirn bieten.



„Wir haben Forderungen in die
Schule  getragen  und  bei  der
Auseinandersetzung  viel
gelernt“
 

Interview mit zwei Schülerinnen des Lessing Gymnasiums Berlin zu
Fridays for Future und Repression an der Schule

Wie  seid  ihr  zu  Fridays  For  Future  gekommen und was  ist  dann
passiert ?

Wie viele Menschen, haben wir natürlich die Rede von Greta vor einem Jahr
mitbekommen. Ich dachte, sie sagt die Wahrheit aber im selben Moment war
ich traurig, dass es wahrscheinlich eh wieder nichts ändern wird. Eine von
uns hatte gefragt, ob wir nicht mal bei den Schulstreikaktionen vorbeigucken
wollen Wir hatten erst Bedenken, dass es deswegen Probleme geben könnte,
aber wir haben uns mit  dem Klimawandel beschäftigt  und unsere Eltern
haben  uns  mitunter  dazu  ermutigt,  an  dem  Kampf  für  unsere  Zukunft
teilzunehmen. Das erste Mal auf dem Streik waren wir im Februar. Es hat
uns richtig gut gefallen, dass so viele junge Menschen da waren und wir
lautstark  durch  die  Straßen  zogen.  Schüler_Innen,  die  sich  darüber
unterhalten, was wir für unsere Zukunft tun können. Wir waren seitdem fast
jedes Mal dabei und sind auch auf die Plena gegangen, die Dienstag nach der
Schule stattfinden.

Dann fing es an, dass Einzelpersonen in Gesprächen mit der Schulleitung und
Lehrer_Innen auf ihre Fehlstunden hingewiesen wurden. Es wurde diskutiert,
ob es als entschuldigte oder unentschuldigte Fehlstunden gelten soll. Da es
unsere  eigene  Entscheidung  war,  für  das  Überleben  der  Menschheit  zu
streiken und wir ja nicht krank sind, galt es als unentschuldigte Fehlstunde.
Wir wurden mit Schwänzer_Innen gleichgesetzt, obwohl wir nur unser Recht
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auf  Versammlungsfreiheit  nutzen!  Uns  wurde  dann  mitgeteilt,  dass  wir
weiter zu den Streiks gehen können, wenn wir eine Abmeldung abgeben, in
der unsere Eltern die Schule von ihrer rechtlichen Aufsichtspflicht entbinden.
Dies haben wir auch gemacht und sind weiter streiken gegangen. Uns wurde
versichert, dass wir außer den unentschuldigten Fehlzeiten keine weiteren
Konsequenzen  zu  befürchten  hätten.  Leistungen  wurden  achgeholt  und
Anfragen auf Ausgleichsunterricht gestellt.

Eine Lehrerin, die im 2. Halbjahr die Klasse übernommen hatte, bemängelte
uns Schüler_Innen nur einmal im Unterricht gesehen zu haben und daher
nicht  wusste,  wie  sie  uns  benoten  kann.  Auch  hier  machten  wir
Ausgleichsangebote. Unser Schulleiter hat diese jedoch abgelehnt und der
Elternvertretung eine E-Mail zukommen lassen, die uns nur durch Zufall und
verzögert  erreicht  hat.  Den  Eltern  wurde  mitgeteilt,  dass  wir,  die
Schüler_Innen, die durch Fridays for Future regelmäßig im Unterricht fehlen,
nun  versetzungsgefährdet  sind.  Wir  haben  uns  dann  bei  unseren
Lehrer_Innen informiert und erfahren, dass einige bereits nicht mehr die
Möglichkeit hätten, genug Stunden zu erreichen. 13 Schüler_Innen wurden
für  versetzungsgefährdet  erklärt.  Der  Schulleiter  hat  in  persönlichen
Gesprächen gesagt, wir sollen uns bis Ende des Schuljahres in der Schule
aufhalten  und  uns  anstrengen,  da  das  wohlwollend  angerechnet  werden
könne. Ausgleichsangebote von Lehrer_Innen haben wir ausgeführt. In Sport
mussten  einige  in  den  Pausen  bei  sengender  Hitze  Runden  laufen  und
konnten  daher  keine  Essenspause  machen,  sind  nach  der  Schule  länger
geblieben, haben Projekte fertiggestellt, die Freitags gemacht werden sollten
und extra Projekte erarbeitet. Alles ohne die Sicherheit wirklich versetzt zu
werden.

Was habt ihr dagegen gemacht?

Das war absolut ungerecht! Es gab von Anfang an unsichere Aussagen und
keine wirklichen Kompromisse. Fridays for Future konnten wir nur noch in
unserer  Freizeit  unterstützen.  Wir  haben  uns  sehr  missverstanden  und
machtlos gefühlt.  Das eigentliche Thema des Streiks,  die Klimakrise und
unsere dahinschwindende Zukunft wurden bei dem ganzen Problem einfach
komplett ignoriert. Ein „als Privatperson unterstütze ich euch ja, ABER…“



hilft da absolut nicht weiter, wenn Autoritätspersonen die Teilnahme an den
Aktionen verbieten. Es gibt Lehrer_Innen, die die Problematik im Unterricht
aufzeigen,  andere  Schulen  machen  Exkursionen  und  uns  wird  ’ne
Versetzungsgefährdung  reingedrückt.  Es  liegt  allein  an  der  persönlichen
Einstellung  der  Lehrer_Innen  und  Schulleiter_Innen,  wie  mit  uns
umgegangen wird. Wir wollten auf jeden Fall was dagegen machen, wussten
aber nicht genau wie. Fridays for Future hatte uns durch Anwälte über die
Gesetze aufgeklärt und wir hätten tatsächlich auch klagen können. Am 1. Mai
haben wir dann REVOLUTION kennengelernt und die Problematik mit der
Organisation diskutiert. Zusammen entwickelten wir Ideen, was wir dagegen
machen können. REVOLUTION hat uns dabei unterstützt, einen Flyer und
offenen Brief zu schreiben. In diesem haben wir unsere Situation geschildert
und die Frage aufgestellt, ob das Grundgesetz über der Schulpflicht steht. Im
Grundgesetz ist nicht nur die Pflicht unserer Generation festgehalten, den
Nächsten  eine  funktionierende  Welt  zu  hinterlassen,  sondern  auch  die
Versammlungsfreiheit  jedes  Menschen  festgeschrieben.  Kann  es  als
Schwänzen angesehen werden, wenn wir unsere Grundrechte nutzen? Es
sollte niemand bestraft werden, seine Menschenrechte zu nutzen! Wir haben
uns  auch  an  unsere  Schüler_Innenvertretung  gewandt  und  eine
Presseerklärung geschrieben, um öffentlich Druck zu erzeugen. Wir haben
eine Kundgebung vor unserer Schule veranstaltet und zusammen ein Transpi
für den Klimastreik erstellt. An der Kundgebung beteiligten sich auch Fridays
for  Future  und Parents  for  Future.  REVOLUTION hat  dann von unserer
Schule  aus  mi t  e inem  k le inen  Te i l  an  Schüler_ Innen  e ine
Zubringerdemonstration zum Großstreik im Mai gemacht, an der viele von
uns auf Grund der Lage an der Schule leider nicht teilnehmen konnten. Auch
eine Schulhofaktion wurde von unserem Schulleiter verboten – also sogar in
der Pause Beschneidung des Versammlungsrechts. In der Presse wurde dann
behauptet, dass unser Schulleiter Ausgleichsangebote eigenständig gestellt
und unterstützt habe und als wir dann versetzt wurden, wurde das der Güte
unseres Schulleiters zugeschrieben. Wir sagen dagegen: Niemand weiß, ob
ohne unsere Aktionen alle versetzt worden wären. Wir haben es geschafft,
dass sich die Betroffenen nicht alleine fühlten. Wir machten uns gegenseitig
Mut und hätten uns auch bei einem „Sitzenbleiben“ unterstützt. Wir haben
ganz  klare  Forderungen  in  die  Schule  getragen  und  bei  der



Auseinandersetzung  mit  Autoritäten,  die  uns  unseren  Protest  verbieten
wollen,  viel  gelernt.  Bei  Fridays  for  Future  haben  wir  parallel  eine
Repressions-AG  gegründet,  die  sich  gegen  Angriffe  seitens  autoritärer
Personen,  die  ihre  Machtstellung  gegen  uns  einsetzen  (Medien,
Politiker_Innen, Schule, Eltern, Polizei),  wehren wird. In dieser vernetzen
sich Betroffene und solidarische Menschen, sowie Anwält_Innen.

Was wollt Ihr in Zukunft machen und wie könnt ihr dabei unterstützt
werden?

Wir denken, dass es im nächsten Jahr die gleichen Probleme geben wird und
wir uns erneut dem Streikverbot gegenüber sehen. Daher wollen wir das
Thema Klimawandel und andere wichtige politische Fragen an die Schule
tragen. Dafür haben wir eine Schulgruppe gegründet (namens „Lessing wird
politisch“), die das Klima an der Schule ändern will. ;D

Wir wollen die Diskussion „Schulpflicht vs Grundgesetz“ ausweiten, weil wir
unsere  Rechte  eingeschränkt  sehen  und  wollen  eine  basisdemokratische
Schule schaffen (bedeutet für Autoritätspersonen, dass sie ihre Stellung in
der Hierarchie verlieren). Mit Fridays for Future und der Repressions-AG
wollen wir ein Konzept erarbeiten, wie wir an der Schule mit der Situation
umgehen. Dazu sind auch Parents und Teachers for Future eingeladen uns zu
unterstützen. Wir merkten, dass Politik an unseren Schulen keinen Raum hat.
Uns wird zwar halbwegs beigebracht, wie das politische System funktioniert,
aber tagespolitische Fragen und unterschiedliche Sichtweisen werden nicht
diskutiert.  Uns  wird  die  Möglichkeit  genommen,  uns  über  die  politische
Entwicklung zu informieren und diese beeinflussen zu können, obwohl wir ja
die sind, die länger mit den Folgen leben müssen. Zu einigen Themen sollen
wir uns am besten nicht äußern, da das ja Konflikte hervorrufen kann. Das
sehen  wir  anders,  es  ist  wichtig  Konflikte  zu  diskutieren,  indem  die
Problematik herausgestellt wird, um Lösungen zu finden.

Wir wollen uns daher neben dem Klimawandel auch gegen Diskriminierung,
Rassismus und Sexismus einsetzen.

Ihr könnt uns unterstützen, indem ihr euch informiert, euch über Privilegien



und  euren  Einfluss  im  System  bewusst  werdet,  das  würde  uns  Arbeit
abnehmen.  Ansonsten  sind  Schüler_Innen  an  unserer  Schule  herzlich
eingeladen mit uns zu diskutieren, ab Schulstart gibt‘s Treffen in der Schule.
Kommt zur Repressions-AG von Fridays for  Future,  meldet  euch bei  uns
unter  lessingwirdpolitisch@gmx.net  oder  bei  REVOLUTION,  wenn  ihr
Probleme  an  der  Schule  habt,  diskriminiert  werdet  und  euch  mit  uns
vernetzen wollt.

Wir freuen uns auf ein spektakuläres Jahr, in dem wir für unsere Rechte
kämpfen!

Gegen  Klassenjustiz  und
staatliche  Repression!
Antifaschismus  ist  kein
Verbrechen
Berliner Gericht verurteilt Antirassisten

Fast ein Jahr nach dem Ersten Mai 2018 verurteilte das Amtsgericht Mitte
einen jungen Antirassisten und Genossen zu 6 Monaten Freiheitsstrafe auf
Bewährung.  Warum?  Weil  er  gemeinsam  mit  zahlreichen  anderen
AntifaschistInnen am 1. Mai 2018 gegen ein rassistisches Straßenfest der
AfD in Berlin-Pankow protestiert hatte.

Die  DemonstrantInnen  versuchten  damals,  in  Hörweite  der  rechten
Versammlung  möglichst  lautstark  deren  Hetze  und  Demagogie
entgegenzutreten.

Die Polizei schützte an diesem Tag wieder einmal das Demonstrationsrecht
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der  RassistInnen,  Rechts-PopulistInnen  und  „natürlich“  auch  von
FaschistInnen,  die  sich  gern  auf  AfD-„Festen“  tummeln.

Demgegenüber musste das Recht der GegendemonstratInnen wieder einmal
zurückstehen. Während sie versuchten, ihre Versammlung und ihren Protest
durch  Ketten  zu  verteidigen,  wurden  sie  von  Polizeikräften  abgedrängt,
geschubst und angegriffen. „Natürlich“ wurden diese Menschen dabei auch
gef i lmt  und  fotograf iert .  Schl ießl ich  s teht  der  s taat l iche
Überwachungsauftrag allemal höher als die Privatsphäre seiner BürgerInnen.

Schließlich kam es auch zu einigen Festnahmen, darunter der Genosse, der
am 30. April vor Gericht stand. Festgenommen wurde er, weil ein einziger (!)
Polizist  bemerkt haben wollte,  dass er mit einer Fahnenstange auf einen
Polizisten eingeschlagen haben soll.

Auch wenn die Festnahme einige Zeit nach der angeblichen Aktion stattfand,
so  will  der  Beamte  den  Genossen  aufgrund  seines  „markanten
Erscheinungsbildes“ erkannt haben und leitete dann die Festnahme ein. Zu
dem eigentlichen Tatvorwurf  ließ  sich  –  abgesehen von der  Behauptung
dieses einen Polizisten – kein/e weiterer ZeugIn beibringen. Eine Polizistin
wollte zwar einen heftigen Schlag auf den Kopf eines neben ihr stehenden
Kollegen bemerkt haben, ebendieser hatte den angeblich mit „voller Kraft“
geführten Schlag auf  seinen Helm nach eigener  Aussage aber  gar  nicht
bemerkt. Er trug auch eingestandenermaßen keine Verletzung davon.

Während stundenlang Video-Material von den Protestaktionen vorlag, so ließ
sich partout keine Aufnahme finden, auf der der behauptete Tatvorgang zu
sehen gewesen wäre. Schließlich, so schon die fast tröstliche Erkenntnis,
filmt die Polizei doch nicht alles. „Kameramann Zufall“ hatte offenkundig
gerade dann gepennt, als die Situation, so der Gerichtsjargon, besonders
„dynamisch“ gewesen wäre.

Verurteilung und Klassenjustiz

All das und so manche Widersprüche der ZeugInnen beeindruckten weder
Staatsanwaltschaft  noch  das  Gericht.  Wegen  angeblicher  „versuchter
gefährlicher  Körperverletzung“  und „tätlichem Angriff  auf  Polizeibeamte“



wurde er zu sechs Monaten Freiheitsentzug verurteilt, wobei die Haftstrafe
für zwei Jahre auf Bewährung ausgesetzt wurde. Damit folgte der Spruch der
Forderung der Staatsanwaltschaft. Bemerkenswert war freilich nicht nur das
Schandurteil  selbst,  das  einmal  mehr  der  Kriminalisierung  von
Antirassismus,  Antifaschismus  und  der  ansonsten  von  der  bürgerlichen
Gesellschaft  viel  beschworenen  „Zivilcourgage“  gleichkommt.
Bemerkenswert  war  auch   seine  politische  Begründung.

Der Verurteilte wurde anscheinend als „Rädelsführer“ ausgemacht.1.
Er hätte andere mit Sprechchören „angefeuert“.  Dadurch war die
Polizei auf ihn schon einige Zeit vor der angeblichen Tat aufmerksam
geworden.  Offenkundig  sollte  so  ein  Exempel  an  einem  aktiven
Antifaschisten  statuiert  werden.  Menschen,  die  sich  durch
antirassistisches Engagement deutlich hervortun, sollen offenkundig
auch besonders „eingeschränkt“ werden.
Offenkundig ging es dabei nicht nur darum, dass der Genosse einfach2.
da  war,  sondern  er  sollte  auch  wegen  seiner  Unterstützung  der
revolutionären  Jugendorganisation  REVOLUTION  gleich  mit
verurteilt werden. Bezeichnenderweise sprach das Gericht über ihn
oft  nicht  als  Teilnehmer  einer  Demonstration,  sondern  als  deren
„Mitglied“.  Die  Aufschrift  seiner  Fahne  hatte  der  Polizist  und
Hauptzeuge gut in Erinnerung, während er sich an den Schriftzug
auch  nur  irgendeines  Transparentes,  das  die  DemonstratInnen
zeigte,  nicht  erinnern  wollte.
Das hohe Strafmaß wurde damit begründet, dass der Genosse nicht3.
nur zwei Taten begangen hätte, sondern dass diese im Rahmen des
Ersten Mai besonders schwer wiegen würden. An diesem Tag wären
Krawalle und Gewalt von Linken angesagt – und in diesem Sinne
wäre  das  Strafmaß  auch  im  Rahmen  einer  „Generalprävention“
gerechtfertigt. Es geht hier also nicht darum, die angebliche Tat wie
jede  zu  prüfen  oder  zu  beurteilen,  sondern  es  handelt  sich
offenkundig  um  ein  politisches  Urteil  zur  Abschreckung
kämpferischer  und aktiver  AntifaschistInnen und AntirassistInnen.
Die Klassenjustiz lässt grüßen.
Das Gericht erklärte außerdem auch, dass der Grundsatz „Im Zweifel4.



für  den  Angeklagten“  in  diesem Fall  nicht  zur  Geltung  kommen
würde,  da es  erstens keinen Zweifel  an der  Glaubwürdigkeit  des
Zeugen gäbe, der sich allenfalls in nachvollziehbare „nebensächliche“
Widersprüche  verstrickt  habe.  Zweitens  –  und  das  mache  seine
Aussage  besonders  glaubwürdig  –  wäre  die  Polizei  schließlich
unparteiisch, weil „eigentlich“ unbeteiligt und nur auf den „Schutz
der Demokratie“ aus,  der auch für AfD, NPD und Co. und deren
rassistische Hetze gelte.
Offenkundig  sind  manche  vor  Gericht  eben  gleicher  als  andere.5.
Verwundert sollten wir freilich nicht sein, vielmehr manifestiert sich
der Klassencharakter des Staates hier im Gerichtssaal. Die Aussage
eines Staatsdieners steht über der eines „normalen“ Staatsbürgers,
gerade weil  der Apparat  als  über den Klassen stehend erscheint.
Diese Ideologie von der „Neutralität“ des bürgerlichen Staates bildet
gewissermaßen die Grundlage dafür, dass der Beamte dem Gericht
als  besonders  „glaubhaft“  erscheint,  da  er  die  „Neutralität“  des
Staatsapparates verkörpere, während der Angeklagte seine eigenen
Interessen verfolge. Daher im Zweifel für die Anklage!
Schließlich konnte das Gericht auch nicht umhin, seinem Urteil eine6.
ausreichende und präventive „Abschreckungswirkung“ zu attestieren
und  dem  Verurteilten  auch  noch  einige  Belehrungen  in  Sachen
Demokratie  hinterherzuschicken.  Mit  „Krawallaktionen“  würde  er
nicht  nur  sich  selbst,  sondern  auch  seiner  Sache  schaden  und
Menschen  von  der  Teilnahme  an  antirassistischen  Aktionen
abschrecken.  Daher:  Antirassismus  und  Antifaschismus  sind  eine
tolle demokratische Einstellung, solange ihr den Anordnungen von
Polizei  und  Versammlungsbehörden  folgt  und  die  Rechten  nicht
weiter stört!

Das Schandurteil zeigt also: Auf Polizei und Justiz können wir uns im Kampf
gegen den Rechtsruck nicht verlassen. Sie schützen vielmehr RassistInnen
und FaschistInnen; sie  versuchen, den Widerstand zu kriminalisieren, und
AktivistInnen einzuschüchtern.

So wichtig und richtig es ist,  auch mit juristischen Mitteln gegen solche
Verurteilungen  vorzugehen,  verlassen  dürfen  wir  uns  auf  sie  nicht!



Entscheidend  ist  vielmehr  die  Solidarität  mit  dem  Genossen  und  allen
anderen AntifaschistInnen und AntirassistInnen, die von Repression betroffen
sind. Entscheidend ist es vor allem, den Kampf gegen Faschismus, Rassismus
und  Rechtspopulismus  mit  dem  gegen  das  kapitalistische  System  zu
verbinden   –  organisiert,  kämpferisch  und  massenhaft!

Gegen  Repression  und
Denunziation  –  Solidarität  mit
den  Betroffenen  der
Hausdurchsuchungen!
Erklärung von ArbeiterInnenmacht und Revolution

Am  27.6  gab  es  Hausdurchsuchungen  und  weitere  Repression  gegen  9
Wohnungen & angebliche AktivistInnen der zuvor aufgelösten Gruppierung
„Jugendwiderstand“.  Dem  ging  eine  weitreichende  Outing-Kampagne,
initiiert von einem „antideutschen“ Blog und unterstützt durch die Berliner
Zeitung „Tagesspiegel“, voraus.

Diese Repression und die Kriminalisierung der AktivistInnen muss von der
Linken  in  Deutschland  und  international  verurteilt  werden.  Ebenso  das
Outing und die Zusammenarbeit mit den Organen des bürgerlichen Staates.
Bei allen Differenzen, die es von unserer Seite mit der Theorie & Praxis des
Jugendwiderstands gab und gibt, so müssen wir sie vor der Kriminalisierung
und Repression des Staates verteidigen.

Gerade die Art der Anschuldigungen, die zur Anzeige & Hausdurchsuchung
führten, müssten für internationalistische Linke ein klarer Grund sein, sich
solidarisch zu zeigen. Den angeblichen Mitgliedern des Jugendwiderstands
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wird  vorgeworfen,  eine  pro-palästinensische  Veranstaltung  in  Berlin  der
Aktivistin  Nariman  al-Tamimi  (der  Mutter  von  Ahed  Tamimi)  vor
Provokationen geschützt zu haben. Der zweite Vorwurf ist ein „Übergriff“
gegen  den  faschistischen  Heß-Gedenkmarsch  2017,  bei  dem  einer  der
Neonazis  wohl  mehr  Gegenwehr  bekommen  hat,  als  es  dem  deutschen
„Rechtsstaat“ lieb ist.

Während  wir  die  Gewalt  seitens  ehemaliger  JW-Mitglieder  gegenüber
anderen Linken zwar scharf ablehnen, sollte die Solidarität in diesem Fall
angesichts dieser Vorwürfe selbstverständlich sein. Die Linkspartei in Berlin
sieht  das  leider  nicht  so  und hat  durch ihren innenpolitischen Sprecher
Schrader mitteilen lassen, dass die Linksfraktion die Repressionsmaßnahmen
unterstütze. Wir rufen alle GenossInnen der Linkspartei und der Linksjugend
[solid]  dazu  auf,  dies  zu  skandalisieren,  in  Basisorganisations-Treffen
einzubringen und den Beschluss und Stellungnahme abzulehnen! Gemeinsam
mit anderen Gruppen haben Arbeiter_innenmacht und Revolution ferner eine
weitere Erklärung gegen Repression und Verleumdung verabschiedet,  die
weitere Angriffe sogenannter „Antideutscher“ verurteilt:

Internationale  Solidarität  gegen  die  Angriffe  der  sogenannten
„Antideutschen“  –  Antizionismus  ist  kein  Antisemitismus!

Als  InternationalistInnen  müssen  wir  jeglicher  Denunziation  und  den
Einschüchterungs- und Kriminalisierungsversuchen entgegen stehen. Gerade
in  Zeiten  des  Rechtsrucks  und  eines  sich  formierenden  autoritären
Polizeistaates.  Der bürgerliche Staat darf  nie unser Mittel  im politischen
Kampf gegeneinander sein. Wenn uns gleichzeitig monatlich neue Beweise
und Skandale von nationalistischen bis  faschistischen Netzwerken in den
deutschen Gewaltorganen präsentiert  werden,  dann müssen wir  jeglicher
Kriminalisierung der Linken gemeinsam entgegen stehen, auf der Straße, vor
den Gerichten, in den Stadtteilen – im Klassenkampf!

> Für die Einstellung aller Ermittlungen gegen die Sympathisierenden des
ehemaligen JW!
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>  Für  Rückgabe  der  entwendeten  Gegenstände,  für  finanzielle
Entschädigung!

>  Keine  Denunziation  und  Zuarbeit  zu  bürgerlicher  Presse,  Bullen  und
Faschos!

> Gemeinsam gegen Repression und Kriminalisierung!

Zeitung 2019.01

Fridays  for  Future:  Welche
Strategie führt zum Sieg?
Jan Hektik

Seit Fridays for Future (FFF) hunderttausende Jugendliche weltweit auf die
Straße bringt,  ist  der Klimawandel ein Thema, das überall  und vermehrt
diskutiert  wird.  Am  24.  Mai  gingen  allein  in  Deutschland  wieder  über
300.000 SchülerInnen und erwachsene UnterstützerInnen auf  die Straße.
Weltweit sollen sich 1,8 Millionen Menschen beteiligt haben. Für den 21. Juni
plant die Bewegung eine europaweite Massendemonstration in Aachen samt
Unterstützung der Aktionen von „Ende Gelände”. Am 20. September soll ein
weiterer Klimastreik samt Aktionswoche folgen, die mit einem weltweiten
Generalstreik (Earth Strike) am 27. September abgeschlossen werden soll.

Alle  seriösen  wissenschaftlichen  Erkenntnisse  belegen,  dass  sich  etwas
ändern muss und zwar grundsätzlich und sehr schnell! Doch es ist auch klar,
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dass die etablierten Parteien – insbesondere CDU, SPD, FDP und AfD – dies
weder durchsetzen wollen noch werden. Dass zumindest der Jugend dies klar
ist, zeigt alleine die explodierende Bekanntheit des Videos von Rezo, welches
beim  Verfassen  dieses  Artikels  11  Millionen  Views  hatte.  Folgerichtig
mobilisiert FFF auch weiter auf der Straße und an den Schulen. Hierbei sind
vor allem drei Aspekte maßgeblich für den Erfolg der Bewegung.

Aktionen auf der Straße
FFF mobilisiert die SchülerInnen aus den Klassenräumen auf die Straße und
trägt  den Protest  sichtbar  an  die  Öffentlichkeit.  Die  Jugendlichen bauen
Druck auf, vernetzen sich und versuchen, die Bewegung zu verstetigen. Vor
unseren Augen entsteht eine fortschrittliche neue Massenbewegung, die sich
einer  zentralen  Überlebensfrage  der  Menschheit  annimmt  und  die  das
Potential  hat,  zu  einer  dauerhaften,  langfristig  kämpfenden  Bewgung zu
werden. All dies verdeutlicht ihre Bedeutung.

Auch die Wahl des Mittels zeugt von einem richtigen Verständnis, wie man
politische Veränderungen erkämpfen kann. Das Mittel des Streiks ist seit
jeher  die  Waffe  der  Lohnabhängigen,  der  Ausgebeuteten,  der
Unterprivilegierten  gegen  Staat  und  Kapital,  um  wirklichen  und
gesellschaftlichen Druck aufzubauen. Leider richtet dieser, solange er nur
durch SchülerInnen praktiziert  wird,  keinen wirtschaftlichen Schaden an.
Solange  „nur“  SchülerInnen streiken,  stehen eben nicht  alle  Räder  still.
Deshalb geht es darum, auch die Lohnabhängigen und die Gewerkschaften
für die Bewegung zu gewinnen – und zwar nicht nur als sympathisierende
UnterstützerInnen, sondern als eine zentrale Kraft der Bewegung. Der Streik
an der Schule muss zum Streik im Betrieb werden. Schon heute sind auch
Tendenzen der Solidarität zu erkennen, z. B. hat die GEW dazu aufgefordert,
den Streik der SchülerInnen solidarisch zu unterstützen. Entscheidend wird
jedoch  sein,  dass  sie  selbst  auch  zum  Arbeitskampf  aufruft.  Die
gewerkschaftliche  Mobilisierung,  betriebliche  Aktionen  und  Streiks  beim
globalen  Klimastreik  wären  dazu  ein  wichtiger  Schritt.  Die  DGB-
Gewerkschaften sollten ihre Mitglieder zu einem Massenstreik an diesem Tag
auf die Straße und vor die Betriebe mobilisieren!



Fokussierung auf die Jugend als Handelnde
Es ist auch besonders bedeutsam, dass es gerade die Jugend ist, die sich
gemeinsam erhebt und ihren Protest auf die Straße trägt. Dies ist natürlich
auch einleuchtend angesichts der Tatsache, dass sie die Folgen der Politik
der „Alten“ – genauer der Regierungen und PolitikerInnen, die die Interessen
des  Kapitals  vertreten  -,  ausbaden  müssen.  FFF  legt  dabei  auch  den
Grundstein für das Entstehen einer neuen, massenhaften Jugendbewegung,
die  sich  nicht  nur  der  ökologischen  Frage,  sondern  auch  des  gesamten
Kampfes gegen Ausbeutung und Unterdrückung, gegen Rassismus, Sexismus
und Imperialismus annehmen kann und sollte.

International
Die streikenden SchülerInnen haben die Notwendigkeit eines internationalen
Kampfes erkannt. FFF war von Beginn an eine globale Bewegung, um ein
globales Problem anzupacken. Und das ist gut so. Schließlich hält sich der
CO2-Ausstoß auch nicht an Landesgrenzen. Folglich ist es auch besonders
essentiell,  internationale  Proteste  zu  verbinden.  Es  wäre  beispielsweise
sinnvoll, eine internationale Aktionskonferenz einzuberufen, um die Proteste
inhaltlich  und  aktionistisch  miteinander  zu  verbinden  und  Strukturen  zu
schaffen,  welche  eine  Koodination  des  Protestes  ermöglichen.  Die
Mobilisierung  nach  Aachen  stellt  einen  bedeutenden  Schritt  dar,  die
AktivistInnen  aus  verschiedenen  Ländern  nicht  nur  in  einer  Aktion  zu
verbinden, sondern auch direkte Netzwerke aufzubauen und in Aachen selbst
über  die  Form  und  Notwendigkeit  einer  solchen  demokratischen
Koordinierung  zu  diskutieren.

Doch die Bewegung hat auch einige Schwächen, die genau wie ihre Stärken
richtig erkannt und angegangen werden sollten und die es zu überwinden
gilt.

Pariser Abkommen
Zunächst ist hier ihre Orientierung am Pariser Abkommen zu nennen. Sich
Klimaziele zu setzen, ist zwar gut und richtig, aber absolut nicht ausreichend.



Weder wird erwähnt, wie und durch wen die Ziele erreicht werden sollen. So
bleiben sie – selbst wenn Länder wie die USA nicht ausgetreten wären –
letztlich  unverbindliche  Absichtserklärungen,  die  ihre  Grenze  an  den
Profitinteressen  des  Kapitals  finden.  Angesichts  der  zunehmenden
internationalen  Konkurrenz  und  eines  erbitterten  Kampfes  um  die
Neuaufteilung der Welt wollen natürlich alle bürgerlichen Regierungen dafür
sorgen, dass Klimaschutz nicht auf die eigenen Kosten geht. Die Entwicklung
der letzten Jahre bedeutet, dass die reichen, imperialistischen Länder denen
des Südens die Kosten für den Klimaschutz aufhalsen wollen. Solange die
Profitinteressen  die  Wirtschaft  bestimmen,  kann  daher  von  einer
nachhaltigen  oder  wirksamen  „Umweltpolitik”  keine  Rede  sein.

Die  Bewahrung und Regeneration  der  natürlichen Lebensgrundlagen der
Menschheit, die Rettung einer lebenswerten Umwelt stößt im Kapitalismus
an  Systemgrenzen.  Um   wirksame,  globale  Maßnahmen  durchzusetzen,
müssen die Konzerne und die großen VermögensbesitzerInnen enteignet und
die Wirtschaft gemäß den Interessen der arbeitenden Menschen und den
Erfordernissen ökogischer Nachhaltigkeit umgestaltet werden. Die Reichen
müssen für die Rettung der Umwelt bezahlen, das kapitalistische System
muss beseitigt und durch eine demokratische, sozialistische Planwirtschaft
ersetzt werden.

Die Grünen
FFF scheint große Illusionen in die Grünen zu hegen. Wenn wir uns den
Zusammenhang von Kapitalismus und Umweltzerstörung vor Augen halten,
wird auch schnell klar, warum das problematisch ist. Mit den Grünen ist
keine Politik  gegen die  Konzerne möglich.  Sie  wollen die  Quadratur des
Kreises und versprechen einen „Green New Deal“,  der  den Kapitalismus
„zügeln“ und ökologisch umgestalten soll.  Doch das ist  eine Illusion,  ein
leeres  Versprechen,  wie  die  Grünen  selbst  beweisen,  wenn  sie  an  der
Regierung  sind.  Die  Landesregierung  in  Baden-Württemberg  sucht  den
Schulterschluss mit den Automobilkonzernen, setzt auf private Elektroautos
statt  auf  öffentlichen  Verkehr  –  und  erfreut  sich  der  Beliebheit  der
Konzernchefs.  In  Nordrhein-Westfalen  haben  die  Grünen  an  der



Landesregierung der Rodung des Hambacher Forstes zugestimmt – und tun
jetzt so, also hätten sie damit nichts zu tun. Und in der Kohlekommission
haben sie einen faulen Kompromiss akzeptiert, der vor allem die Kohle der
Kohlekonzerne vergoldet.  Die Grünen haben – wie manche NGOs – auch
immer  wieder  bewiesen,  dass  sie  die  Interessen  des  Kapitals  über  ihre
Grundsätze stellen, sofern jene diesen zuwiderlaufen.

Genau deshalb ist es auch problematisch, dass viele führende Mitglieder von
FFF bei den Grünen oder NGOs organisiert sind und faktisch die Kontrolle
über alle wichtigen Entscheidungen ausüben. Damit untergraben sie nicht
nur die Demokratie von FFF, sondern lenken auch die Bewegung in eine für
das Kapital ungefährliche Richtung. Damit verunmöglichen sie, sofern sie
erfolgreich bleiben, die Erreichung der Ziele, die sich FFF gesetzt hat. Dieser
Bewegung zu helfen, sich von der politischen Dominanz der bürgerlichen und
kleinbürgerlichen  Kräfte  zu  befreien,  ist  Aufgabe  revolutionärer  Kräfte.
Daher braucht es eine offene politische Diskussion über die verschiedenen
Programme, Strategien, Taktiken – und vor allem über die Notwendigkeit, die
Bewegung gegen den Verursacher der Misere zu richten – den Kapitalismus.

Welche Klasse?
Große, ja entscheidende Teile des Kapitals haben kein Interesse an einem
wirksamen  Umweltschutz,  da  er  ihre  Geschäftsinteressen  unmittelbar
bedrohen  würde.  Die  großen  Öl-,  Gas,  und  Bergbau-Konzerne,  die
Energiewirtschaft und die meisten großen Monopole setzen nach wie vor auf
fossile Energieträger, weil sie fette Gewinne versprechen. Auch die Kapitale,
die auf erneuerbare Energien bauen, sind in erster Linie am Profit und nicht
an der Umwelt  oder an Nachhaltigkeit  interessiert.  Schließlich führt  das
marktwirtschaftliche System der  Umweltpolitik  nicht  nur  zu  aberwitziger
Konzeptlosigkeit, sondern geradezu zu Verschwendung und zugleich dazu,
dass gerade jene Länder und Bevölkerungsschichten, die am meisten von
Klimawandel  und  anderen  globalen  Umweltproblemen  (Wasserknappheit,
Umweltverschmutzung, Müll, …) betroffen sind, über die geringsten Mittel
verfügen, um etwas gegen die Probleme zu tun.

Dies liegt in der Natur des Kapitalismus, welcher durch seine Konkurrenz



nur Profitstreben ermöglicht. Auch die kleinbürgerlichen Kräfte haben ein
Interesse daran, die Last, die durch den Klimaschutz entstehen könnte, für
die Masse der Lohnabhängigen und BäuerInnen möglichst gering zu halten.

Eigentumsfrage
Die einzige Kraft, die ein langfristiges, grundlegendes objektives Interesse
am  Klimaschutz  hat,  ist  die  ArbeiterInnenklasse,  weil  sie  selber  von
Marktwirtschaft  und  Privateigentum  an  Produktionsmitteln  ausgebeutet
wird. Sie profitiert nicht von der Zerstörung der Umwelt, sondern leidet im
Gegenteil sogar unter steigenden Preisen für Lebensmittel, Trinkwasser und
sonstige knapp werdende Ressourcen. Sobald saubere Luft beispielsweise
immer  rarer  wird,  werden  sich  nur  die  reichsten  Menschen  die
entsprechenden Filter oder Ähnliches leisten können. Umgekehrt stellen die
Lohnabhängigen – im Bündnis mit den Ausgebeuteten auf dem Dorf – jene
gesellschaftliche Kraft dar, die über das Wissen und die Kompetenz verfügt,
die Produktion auf globaler Ebene sowohl im Interesse der ProduzentInnen
wie im Sinne ökologischer Nachhaltigkeit zu reorganisieren.

Nur  die  ArbeiterInnenklasse  ist  in  der  Lage,  einen  weltweiten  Plan  zur
Reorganisierung der Produktion mit Blick auf die Umwelt zu ermöglichen,
während die nationalen Kapitale und ihre Staaten in Konkurrenz zueinander
stehen und immer darauf bedacht sein werden, bloß nicht mehr für den
Klimaschutz zu zahlen als die Kapitalistenklassen der anderen Nationen. Ein
solcher  Plan  ist  aber  absolut  notwendig.  Keine  noch  so  tol le
Subventionspolitik kann die Produktionsweise radikal genug umstellen, um
die  Bedürfnisse  der  Weltbevölkerung  zu  erfüllen  und  gleichzeitig  eine
weitere Zerstörung der Umwelt zu verhindern. Zudem kann sie erst recht
nicht die entstandenen Umweltschäden beseitigen.

Hierfür  ist  es  absolut  notwendig,  die  Produktionsmittel  der  Konzerne
entschädigungslos  zu  enteignen  und  unter  die  Verwaltung  der
ArbeiterInnenklasse  zu  stellen.  Diese  Planung  darf  nicht  wie  in  den
stalinistischen Staaten von einer Bürokratie bestimmt werden, welche ihre
eigenen Interessen im Kopf hat, sondern muss demokratisch beschlossen und
umgesetzt  werden.  Nur  so  können  die  Interessen  der  überwiegenden



Mehrheit  der  Weltbevölkerung  zum  Maßstab  allen  Wirtschaftens  geraten.

Internationale Solidarität gegen
die  Angriffe  der  sogenannten
„Antideutschen“ – Antizionismus
ist kein Antisemitismus!
Gemeinsame  Erklärung  internationalistischer  Gruppierungen  und
Organisation,  13.  Juni  2019

Angriffe auf internationalistische, antikapitalistische und antiimperialistische
Kräfte  mehren  sich  besonders  in  den  letzten  Monaten.  Sogenannte
„Antideutsche“ hetzen gegen alle fortschrittlichen linken, demokratischen,
sozialistischen und kommunistischen Kräfte, die Kritik an der israelischen
Politik  und  deren  Unterstützung  durch  den  deutschen  und/oder  US-
amerikanischen  Imperialismus  üben.  Erst  recht  denunzieren  sie  jede
Solidarität mit dem Widerstand der Palästinenser_innen und antizionistischer
Kräfte.

Mit dem Vorwurf „Antizionismus“ sei „Antisemitismus“ wird die steigende
rechte Gefahr für Leib und Leben in Deutschland und Israel für Linke und
MigrantInnen  relativiert  und  der  reale  wachsende  Antisemitismus  der
Rechten  verharmlost.  Der  zentrale  Zweck  der  Kriminalisierung  von
AntizionistInnen ist  jedoch,  jede Kritik  an Israel  und der  deutschen pro-
zionistischen Außenpolitik,  jede  Solidarisierung mit  der  palästinensischen
Bevölkerung  und  tendenziell  auch  jede  Kritik  an  imperialistischen
Interventionen  im  „Nahen  Osten“  mundtot  zu  machen.

Dafür unterstützen die „Antideutschen“ ausgemacht rechte und rassistische
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Regierungen, wie in Israel und den USA und versuchen, jede Kritik an diesen
Staaten  als  antisemitisch  zu  denunzieren,  selbst  jene  jüdischer
Antizionist_innen.

Die sog. „Antideutschen“ beschränken sich dabei nicht nur auf Hetze in Wort
und Schrift, sondern greifen auch auf andere Mittel zurück.

Ausschluss  von  oder  Ausschlussdrohungen  gegen  missliebige/n
Organisationen  aus  linken  Bündnissen.  Davon  waren  und  sind
zahlreiche  Gruppierungen  wie  z.B.  MLPD,  ArbeiterInnenmacht,
REVOLUTION,  BDS  Berlin,  Bonner  Jugendbewegung,  F.O.R.
Palestine,  Jugendwiderstand  und  andere  internationalistische
Gruppierungen…  betroffen.
Denunziation von Antizionist_innen in öffentlichen Institutionen bis
hin zur Drohung von Entlassungen und Zusammenarbeit  mit  dem
Verfassungsschutz (z.B. durch „Recherche-Besuche von AutorInnen
des Portals „Ruhrbarone“).
Versuch der Kriminalisierung ganzer Gruppierungen und Kampagnen
wie z.B. von BDS in Zusammenarbeit mit reaktionären Kräften.
Physische Gewalt oder Drohungen gegen internationalistische oder
antiimperialistische Kräfte, Blöcke oder Personen (vor kurzem gegen
den  antiimperialistischen  Block  in  Hamburg  oder  gegen  Kerem
Schamberger in Marburg).
Ausgrenzung antizionistischer Positionen in den Gewerkschaften, der
Sozialdemokratie und auch in der Linkspartei.

Dabei  geht  das  sogenannte  „antideutsche“  Spektrum  im  Kontext  des
aktuellen  politischen  Rechtsrucks  selber  in  eine  zutiefst  rassistische
Richtung:  Autoren  wie  Justus  Wertmüller  und  Thomas  Maul  (von  der
Zeitschrift „Bahamas“) betreiben aktive Unterstützung für die AfD bei deren
anti-muslimischem  Rassismus  oder  auch  für  den  rassistischen  Mob  von
Chemnitz. Doch auch die weniger „extremen“ Teile dieses Spektrums üben
sich  im  politischen  Angriff  gegen  Linke,  Antirassist_innen  und
Internationalist_innen und in deren Verleumdung als „Antisemit_innen“.

Eine solche Politik behindert aktiv die Formation von Widerstand gegen den



bundesdeutschen Rechtsruck und spielt letztlich rechten Kräfte in die Hände,
die nicht nur in den Parlamenten, sondern auch auf der Straße zunehmend
erstarken und zur wachsenden Gefahr für uns alle werden.

Statt Spaltung und Diffamierung braucht der Kampf gegen rechts, gegen
Sexismus, Rassismus und Nationalismus heute mehr denn je Solidarität und
gemeinsame Aktionen von uns Lohnabhängigen, MigrantInnen, Jugendlichen,
Frauen,  LGBTIAs,  SchülerInnen  und  Studierenden.  Wir  sehen  keinen
Widerspruch darin, gemeinsam gegen Rassismus auf die Straße zu gehen
und trotzdem diverse  politische  Positionen  zu  verschiedenen  Themen zu
vertreten.

Gemeinsam  gegen  Ausgrenzung  und
Diffamierung
Gegen  die  Ausgrenzungspolitik,  Diffamierungen  und  Angriffe  von
„Antideutschen“  werden wir  uns  daher  in  Zukunft  gemeinsam zur  Wehr
setzen – trotz unserer politischen Unterschiede.

All  jene,  die  unter  Antifaschismus  nicht  nur  eine  Szene,  sondern  eine
ernstgemeinte  politische  Praxis  verstehen,  fordern  wir  auf,  mit  uns
gemeinsam  gegen  diese  Kampagne  anzukämpfen.  Wir  lassen  uns  nicht
bürokratisch und willkürlich aus Bündnissen und von Aktionen ausgrenzen.
Wir lassen uns nicht unsere Rede- und Propagandafreiheit nehmen!

Wir  werden  weiterhin  die  rassistische  und  nationalistische  Politik  der
israelischen Regierung und deren Unterstützung durch den deutschen und
US-Imperialismus bekämpfen. Wir werden weiterhin gegen Kriegstreiberei
und  Interventionen  auftreten  .Wir  werden  unsere  Solidarität  mit  dem
palästinensischen  Widerstand  und  den  antizionistischen  Kräften  bekunden.

Die  Kriminalisierung  antizionistischer  Kräfte  in  Deutschland  stellt  ein
Pilotprojekt dar, in Zukunft jede politische Bewegung, die die Außenpolitik
der deutschen Regierung und die imperialistische Interessen kritisiert, zu
unterdrücken.  Türkische  und  kurdische  linke  Organisationen  werden  mit
Hausdurchsuchungen,  Verhaftungen,  Verboten  und  Terrorismusvorwürfen



konfrontiert. In Zukunft sind beispielsweise ähnliche Vorgehen gegen linke
Bewegungen vorstellbar,  die  sich gegen eine militärische Intervention in
Venezuela stellen oder gegen die rechte Regierung in Brasilien.

Der Kampf gegen palästinensische Organisationen stellte daher einen Teil
des Kampfes gegen die gesamte internationale Linke dar.

Daher  rufen  wir  alle  internationalistischen  Kräfte  in  der  Linken  und
ArbeiterInnenbewegung  auf,  sich  gemeinsam gegen  die  Denunziation  zu
wehren.

Wir,  die  unterzeichnenden  Organisationen  und  Bündnisse,  wollen  unsere
Kräfte  gegen  zukünftige  Angriffe  von  sog.  Antideutschen  bündeln  und
gemeinsam allen Ausgrenzungsversuchen entgegentreten.

Kein  Ausschluss  internationalistischer,  anti-imperialistischer  und
ant iz ionist ischer  Kräfte  aus  l inken  Bündnissen  oder
ArbeiterInnenorganisationen!
Solidarität mit allen linken Gruppierungen oder Einzelpersonen, die
wegen  ihrer  internationalistischen,  solidarischen  Haltung
kriminalisiert,  entlassen  oder  denunziert  werden  sollen!
Gemeinsamer  Schutz  linker  Veranstaltungen  und  Blöcken  gegen
(angedrohte)  physische  Angriffe  und  Provokationen  sog.
Antideutscher!

Ihren  Diffamierungskampagnen,  Ausschlüssen  und Verleumdungen setzen
wir unsere internationale Solidarität entgegen! Der Kampf gegen rechts kann
erfolgreich sein, wenn wir anfangen, uns gegen die Spaltungsversuche und
Diffamierungen zu wehren, und gemeinsamen Widerstand organisieren.

UnterzeichnerInnen
ArbeiterInnenmacht

BDS Berlin

CUP Berlin

http://arbeiterinnenmacht.de/
http://bdsberlin.org/


F.O.R Palestine

MLPD

No pasarán Hamburg

Palästina Komitee Stuttgart

REBELL

REVOLUTION

Revolutionäre Internationalistische Organisation

Solidaritätskomitee Katalonien Berlin

Europa  hat  gewählt,  doch  wer
hat gewonnen?
Felix Sommer

Juni 2019

Vom 23. Bis zum 26. Mai haben die EU-Bürger_Innen ein neues Parlament
gewählt. In diesem Artikel wollen wir die einzelnen Fraktionen, in die sich
die  nationalen  Parteien  eingliedern,  kurz  vorstellen  und  einen  Ausblick
geben, wie die Wahl sich auf die Politik der EU in den kommenden Jahren
auswirken  wird.  Vorweg  ist  es  jedoch  wichtig  zu  verstehen,  dass  die
Europäische  Union  seit  Längerem  in  der  Krise  steckt.  Ursprünglich
gegründet, um an der Vorherrschaft der USA zu kratzen, ist sie aktuell in
viele  unterschiedliche  Positionen  zersplittert  und  kann  sich  auf  Wenig
einigen. Das liegt zum einen an der Vormachtstellung von Frankreich und
Deutschland  sowie  den  Spardiktaten,  die  sie  Ländern  wie  Griechenland
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auferlegt  und selber  daran verdient  haben.  Zum anderen gab es  in  den
einzelnen Ländern einen Rechtsruck und gerade in der Frage der Migration
gibt  es  viel  Spaltpotenzial,  da  jede_r  seine  eigene  Position  durchsetzen
möchte. Der Grundwiderspruch ist der, dass es keine langfristige Einigung
von verschiedenen kapitalistischen Staaten geben kann, die immer in erster
Linie Konkurrenten sein müssen.

Die Ergebnisse

Die stärkste Fraktion bildet weiterhin die Europäische Volkspartei (EVP), die
Fraktion der CDU und CSU, aber auch der ÖVP und der ungarischen Fidesz
von  Victor  Orban.  Die  EVP  ist  innerlich  stark  zerstritten.  Viele  Länder
kritisieren  die  CDU  und  Merkel  für  ihre  Rolle  in  der  Aufnahme  von
Geflüchteten  im  Sommer  2015,  insbesondere  Vertreter_Innen  aus  den
nationalkonservativen Strömungen wie Polen und Ungarn. Dieser Konflikt ist
der Ausdruck von unterschiedlichen Interessen des Großkapitals und den
„abgehängten“ Teilen der Bourgeoisien, die sich einen stärkeren Fokus auf
den Nationalstaat wünschen. Wie scharf dieser Kampf geführt wird, konnte
man  an  der  Blockade  Polens  und  Ungarns  in  der  Frage  des  EU-
Ratspräsidenten sehen, als Polen und Ungarn den eigenen Spitzenkandidaten
Weber von der CSU abgelehnt haben.

An zweiter Stelle im EU-Parlament sind die Sozialdemokraten S&D, denen
die deutsche SPD angehört. Wie wir es auch bei deutschen Wahlen in den
letzten Jahren beobachten konnten haben die Sozialdemokraten europaweit
verloren. Lediglich in Spanien, Portugal und Schweden haben die Parteien
der  S&D mehr Stimmen bekommen als  2014.  Doch insgesamt geht  ihre
Wähler_Innenschaft zurück und damit auch ihr Einfluss in der EU.

Drittstärkste Kraft sind nach wie vor die Liberalen. Nach der Umbenennung
der Fraktion stellen sie sich als neue Reformer_Innen und Vordenker_Innen
gegen den Rechtsruck und Zerfall der EU dar. Prozentual konnten sie damit
auch den stärksten Zuwachs aller  Fraktionen verzeichnen.  Die  Liberalen
konnten besonders in Großbritannien einen massiven Zuwachs verzeichnen.
Die Liberaldemokraten fordern eine zweite Abstimmung über den Brexit und
konnten somit viele Stimmen gewinnen. Für die Europäische Union haben



die  Liberalen  jedoch  keine  fortschrittlichen  Lösungen,  was  man
beispielsweise an den Äußerungen der FDP in Deutschland zu Themen wie
dem Klimaschutz sieht.

An vierter Stelle kommt die Grüne/EFA. Die Grünen gehen eine Allianz mit
Parteien für Nationale Selbstbestimmung ein, was ihre starken Ergebnisse in
Schottland oder Katalonien erklärt. Deutschland ist das Land, wo die Grünen
wohl  am ehesten  für  ihre  Umweltpolitik  gewählt  wurden.  Die  Wahl  der
Grünen kann als Protest gegen die AfD und die Klimapolitik der aktuellen
Regierung  verstanden  werden.  Viele  aus  bildungsbürgerlichen  Schichten
sehen  in  den  Grünen  eine  Kraft,  mit  der  gegen  Rechtspopulismus  und
gleichzeitig gegen die Zerstörung der Erde gekämpft werden kann. Dass
Beides Quatsch ist, beweisen die Grünen regelmäßig hierzulande. Sie segnen
rassistische Gesetze der großen Koalition ab und waren mitverantwortlich für
die Abholzung des Hambacher Forst. Deswegen sollten wir nicht erwarten,
dass  die  Grünen  ihre  Versprechen  einhalten,  sondern  wenn  sie
Verantwortung tragen, ihre Ziele jederzeit Wünschen der Kapitalist_Innen
unterordnen.

Die Auswirkungen

Die Wahlen zeigen uns zum einen, dass

a) die Bürgerlichen sich weiter zersplittern und uneinig sind. Das bedeutet,
dass es unterschiedliche Kapitalinteressen gibt, die schwer zu vereinen sind.
Für uns bedeutet  das,  dass  die  Spannungen innerhalb der  Europäischen
Union zunehmen werden, die bei Hereinbrechen einer neuen Krise bis zum
Zerfall der EU führen können.

b) Der Rechtsruck der letzten Jahre hat sich auch in dieser Wahl wieder
bestätigt und stellt eine akute Gefahr dar. Aktuell ist das rechte Lager noch
zersplittert, aufgrund der Uneinigkeit untereinander. Würden sich jedoch alle
Parteien des rechten Spektrums in einer Fraktion vereinen, würden sie die
größte Fraktion im Europaparlament stellen. Die rechten Fraktionen werden
in  Zukunft  für  einen  Ausbau  der  Festung  Europa  und  noch  schärfere
Asylgesetze eintreten, wie es der italienische Außenminister Salvini aktuell



schon  präsentiert.  Mit  dieser  Politik  werden  sie  insbesondere  die
konservativen  Parteien  herausfordern  und  ihnen  Wähler_Innen  streitig
machen.

c) Die Führungskrise der Arbeiter_Innenklasse bleibt bestehen. So verliert
die Sozialdemokratie immer weiter Stimmen und die Linke (GUE/NGL) ist die
kleinste Fraktion und ebenfalls sehr zersplittert. Das liegt zum Großteil an
fehlender  Programmatik,  Anbiederung  an  die  Kapitalist_Innen  in  der
Vergangenheit  und  aktuell  an  die  Rechten  und  nationalistischen  Kräfte.
Letztlich  kann  diese  Führungskrise  nur  beantwortet  werden,  durch  den
Kampf für  neue revolutionäre Parteien im Rahmen einer Internationalen.
Diese muss für „Vereinigte sozialistische Staaten von Europa“ anstelle von
EU-Imperialismus und kapitalistischer Konkurrenz kämpfen.


